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DieFinanzlagederGemeinden .
Die Szädtevertreter beimBundesfinanzminister ,

AufGrundeines Beschlussesdes österreichischenStädtetagesbegabsich
heute vormittagunter Führungdes VizebürgermeistersEmmerlingunddes
SekretärsHonayeineAbordnungbestehendausBürgermeisterMehr(Linz),
denBürgermeisterstellvertreternRücklundAmschl( Graz ) ,Bürgermeister
Dr .Bercht( Klagenfurt ) ,VigebürgermeisterDobler( Salzburg ) ,Bürgermeister

Enserer ( Leoben )und Bürgermeister Baran .( Krems )zumBundesfinanzminister

Dr .Kienböck,umihmdievonStädtetageinstimmigbeschlosseneEntschlies
sung zu überreichen .Darin wird insbesonderedie TeilungderVermögenss
steuer und die Abschaffungdes Bundespräzipuumsbegehrt ,das auf diegrös
serenGemeindenmitAusnahmevonWienaufgeteiltwerdensoll ,DenStädten
soll schliesslich ein Anteil an der Landesbiersteuer und ein Bundeszu¬

schuss für die Arbeiten im übertragenen Wirkungskreis gewährt werden .

BürgermeisterstellvertreterRücklbegründetedieEntschliessung ,wobei
er insbesondere auf die schlechte Finanzlage der grösseren Städtever - ¬

wies ,währenddieFinanzendesBundessehrgünstigsind .
BundesfinanzministerDr .Kienböckentgegnete ,dassdieFinanzlagedes

Bundeswohleine geordnetesei ,dass jedich in der Oeffentlichkeitüber- ¬

triebeneDatenvorgebrachtwordenseien ,dieer bereitsimFinanzaus
schuss des Nationalrates als irrig erklärt habe .Ein klares Bild über
die zukünftige Finanzpolitik des Bundeswerdeerst möglichsein ,wenndie
beabsichtigeBundesanleiheabgeschlossensein werde. DerBundhabesich
sehrfühlbareEinschränkungenaufallenGebietenauferlegt ,umseineFi-¬
nazenin Ordnungzubringenundzuerhalten .SostarkeBeschränkungenha
ben sich die meistenStädte nicht auferlegtDiese besoldenzumTeilihre
Beamtenbesserals derBundundhabenneueAufgabenübernommen.DerBund
kann den Städten für die Agendender politischen Verwaltüng imübertra¬

genenWirkungskreisschwerlicheine Entschädigunggewähren ,weildiese
sind ;währenddieMrbeitenseitlangemvondiesenStädtenbesorgtworden

Länderdie Kostender politischenVerwaltungerst übernommenhaben,sei
bei den Städten keine Aenderung eingetreten .Wünschenswert wäre es,wenn

die Städte vor der Aufnahmevon Anleihenmit demFinanzministeriumFüh

lungnehmenwürdem,weildieGemeindenvorzuweitgehenderVerschuldung
gewarntwerdenmüssen.

Andie Ausführungendes Bundesfinanzministers knüpfte sich einelän - ¬
gereAussprache,in derdie Städtevertreterihre Bereitwilligkeitbezüg-¬
lich einerUeberprüfungderGebahrungderStädteerklärten .DieGemeinde

habenheutegrussesozialeLastenzutragen ,wasnichtzuletztdaraufzu
rückzuführensei ist ,dassdieSparsamkeitdesBundesaufdiesemGabiet
indenGemeindenzumAusdruckkommt.DievomMinistererwähntebessere
Besoldungder Gemeindeangestelltengegenüberden Bundesbeamtenist kei
negswegs von ausschlaggebender finanzieller Bedeutung .Die Städt werden

daraufhinwirken ,dassein einheitlichesSchemaüberdie Gebahrungaus
gearbeitet wird ,so dass die Regierungmüheloseinen vollen Einblickin
die finanziellenVerhältnisseder Städtebekommt.Gegewärtigist aber
dieSituationso ,dassdiegrösserenGemeindenunbedingtfinanzielleHil
febrauchenundinsbesondereaufdieUeberweisungdesBundespräzipuums

hoffen .
BundesfinanzministerDr .Kienböckerklärte ,dasser dieForderun-¬

genderStädtevertreterzurKenntnisnehmeundderRegierungdarüber
eingehendberichtenwerde.
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